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4.1 Träger und Ziele der amtlichen Statistik

Das Wort Statistik leitet sich wahrscheinlich vom lateinischen Wort status (u.a. Staat)

und vom italienischen Wort statista (Staatmann) ab.

Amtliche Statistik bezeichnet eine vom Staat angeordnete und von dessen Organen

durchgeführte Statistik.

Umfassende, tief gegliederte, aktuelle Daten über die Bevölkerung, die Wirtschaft und

die Gesellschaft sind Teil der notwendigen Infrastruktur eines Staates.

Ohne amtliche Statistik

• würden Regierungen, Verwaltungen, Unternehmer etc. in den meisten Fällen ohne

sachliche Fundierung handeln.

• wäre Handlungsgrundlage weder für Handelnde noch für Öffentlichkeit nachprüfbar.

Eine solche informationelle Infrastruktur lässt sich am ehesten durch eine amtliche

Statistik sicherstellen.
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Bei den Trägern der amtlichen Statistik kann unterschieden werden:

• ausgelöste Statistik: eigenständige Behörden, deren einziger Aufgabenbereich Stati-

stik ist

• nichtausgelöste Statistik: Abteilungen innerhalb von Behörden, die über die Geschäfts-

vorgänge Statistiken führen oder im Rahmen des Aufgabenbereiches der Behörde

eigene Erhebungen durchführen

Nichtamtliche Statistik hat die auf individuelle Zwecke ausgerichtete Informationsbe-

schaffung zum Ziel.

Die Träger der nichtamtlichen Statistik lassen sich dem verfolgten Ziel nach einteilen:

• unternehmensorientierte Statistik

• forschungsorientierte Statistik

• kommerzielle Statistik
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Amtliche und nichtamtliche Statistik in Deutschland (Quelle: Rinne (1996), Kapitel 2)
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4.2 Organisation der amtlichen Statistik in Deutschland

Amtliche Statistik in Deutschland ist in erster Linie Bundesstatistik.

Rechtsgrundlagen für die Arbeit der Träger der amtlichen Statistik in Deutschland sind

v.a. im Grundgesetz (GG, 1949) und im sog. Bundesstatistikgesetz (BStatG, 1987)

verankert.

Rechtsgrundlagen der amtlichen Statistik (Quelle: Rinne (1996), Kapitel 2)
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Das Volkszählungsurteil von 1983 (BVerfGE 65, 1):

• Für das Frühjahr 1983 war ein Zensus durch Totalerhebung mit vielen Erhebungs-

merkmalen geplant.

• Bundestag und Bundesrat hielten das notwendige Gesetz (sog. Volkszählungsgesetz)

für verfassungsgemäß.

• Es gab einige Verfassungsbeschwerden von Bürgern gegen das Gesetz.

• Das Bundesverfassungsgericht erlässt nach der ersten mündlichen Verhandlung am

12. April 1983 eine einstweilige Anordnung, die Durchführung des Bundesgesetzes

auszusetzen.

• Am 15. Dezember 1983 wird das Gesetz für verfassungswidrig erklärt. Begründung:

Das Grundrecht auf informelle Selbstbestimmung wird durch die im Volkszählungs-

gesetz vorgesehene Umsetzung eingeschränkt. Dieses Grundrecht wird abgeleitet aus:

– Art. 2 Abs. 1 GG (Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit)

– Art. 1 Abs. 1 GG (Unantastbarkeit der Menschenwürde)
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Auszug aus der Urteilsbegründung (BVerfGE 65, 1, Abschnitt C.II ):

”
Mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung wären eine Gesellschaftsord-

nung und eine diese ermöglichende Rechtsordnung nicht vereinbar, in der Bürger nicht

mehr wissen können, wer was wann und bei welcher Gelegenheit über sie weiß. Wer

unsicher ist, ob abweichende Verhaltensweisen jederzeit notiert und als Information

dauerhaft gespeichert, verwendet oder weitergegeben werden, wird versuchen, nicht

durch solche Verhaltensweisen aufzufallen. [...] Dies würde nicht nur die individuellen

Entfaltungschancen des Einzelnen beeinträchtigen, sondern auch das Gemeinwohl, weil

Selbstbestimmung eine elementare Funktionsbedingung eines auf Handlungsfähigkeit

und Mitwirkungsfähigkeit seiner Bürger begründeten freiheitlichen demokratischen Ge-

meinwesens ist.

Hieraus folgt: Freie Entfaltung der Persönlichkeit setzt unter den modernen Bedingungen

der Datenverarbeitung den Schutz des Einzelnen gegen unbegrenzte Erhebung, Speiche-

rung, Verwendung und Weitergabe seiner persönlichen Daten voraus. Dieser Schutz ist

daher von dem Grundrecht des Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG umfasst.

Das Grundrecht gewährleistet insoweit die Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich selbst

über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen.“
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Rechtsgrundlagen der amtlichen Statistik im Grundgesetz (1949):

• Art. 73 Nr. 11 GG: Der Bund hat die alleinige Gesetzgebungskompetenz über die

Statistik für Bundeszwecke.

• Art. 80 Abs. 1 GG: Die Bundesregierung kann per Gesetz ermächtigt werden entspre-

chende Rechtsverordnungen zu erlassen. (→ BStatG)

• Art. 83 GG: Die Länder führen die Bundesstatistik als eigene Angelegenheit aus.

• Art. 84 Abs. 1 GG: Die Länder können für die Ausführung der Bundesstatistik eigene

Behörden einrichten. (→ Statistische Landesämter)

• Art. 87 Abs. 3 Satz 1 GG: Der Bund kann per Gesetz für die Bundesstatistik

selbständige Bundesoberbehörden einrichten. (→ BStatG: Statistisches Bundesamt)
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Rechtsgrundlagen im Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (1987):

• § 1 BStatG: Statistik für Bundeszwecke

– laufend Daten über Massenerscheinungen erheben, sammeln, aufbereiten, darstellen

und analysieren

– Grundsätze der Neutralität, Objektivität und wissenschaftlicher Unabhängigkeit

– Die für die Bundesstatistik erhobenen Einzelangaben dienen ausschließlich den im

BStatG oder in einer anderen Rechtsvorschrift festgelegten Zwecken.

• § 2 BStatG: Statistisches Bundesamt

• § 3 BStatG: Aufgaben des Statistischen Bundesamts, u.a.

– methodische und technische Vorbereitung sowie Weiterentwicklung von Bundes-

statistiken und internationale Statistiken (v.a. EU)

Zusammenstellung und Veröffentlichung der Statistiken für das Bundesgebiet

– Sammlung und Veröffentlichung statistischer Daten anderer Staaten und der EU

– Aufstellung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
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– Beratung und Gutachtertätigkeit sowie vielfältige Erhebungs- und Aufbereitungs-

arbeit für andere Bundesbehörden

• § 4 BStatG: Statistischer Beirat

• § 17 BStatG: Aufklärungspflicht gegenüber den Befragten, um die Akzeptanz der

Bundesstatistik zu fördern

• Der Präsident des Statistischen Bundesamts ist i.d.R. auch Bundeswahlleiter.

Arten von Bundesstatistiken:

• Die EU kann nationale Statistiken anordnen.

• Fachlich zuständige Bundesministerien können Bundesstatistiken in Auftrag geben.

• zentrale Bundesstatistiken

• Primärstatistiken: eigens für den Zweck der Statistik erhobene Daten

• Sekundärstatistiken: Erfassung von Daten aus Unterlagen, die nicht zum Zwecke der

Statistik angelegt wurden
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Legalisierung der Erhebungen (§ 5 und § 9 BStatG):

• Da amtliche statistische Erhebungen für die Befragten einen weitreichenden Eingriff

darstellen können, bedarf jede Erhebung grundsätzlich einer eigenen Rechtgrundlage.

(Siehe die Sammlung von Rechtsgrundlagen des Statistischen Bundesamts.)

• Die Rechtsgrundlage ist grundsätzlich ein Gesetz, unter den Voraussetzungen des § 5

Abs. 2 BStatG kann es aber auch eine Rechtsverordnung sein.

• Rechtgrundlage legt fest: Erhebungsmerkmale, Hilfsmerkmale, Erhebungsart, Be-

richtszeitraum/-zeitpunkt, Periodizität und Kreis der zu Befragenden

• Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 BStatG muss ebenfalls geregelt sein, ob und in welchem

Umfang bei der Erhebung Auskunftspflicht besteht.

Auskunftspflicht der Befragten (§ 15 BStatG):

• § 15 Abs. 3 BStatG: Der Befragte muss wahrheitsgemäß, vollständig, fristgerecht und

unentgeltlich die gewünschten Angaben machen.

• Die Qualität der amtlichen Statistiken beruht größtenteils auf der Auskunftspflicht.
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Geheimhaltungspflicht der Bundesstatistik (§ 16 BStatG):

• § 16 Abs. 1 BStatG: Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhältnisse, die

für eine Bundesstatistik gemacht werden, sind grundsätzlich geheimzuhalten.

• Erhebungsphase

primäre Geheimhaltung: betrifft Erhebungsbeauftragte

• Aufbereitungsphase

interne Geheimhaltung: Hilfsmerkmale müssen nach Prüfung der Vollständigkeit und

Schlüssigkeit der Daten gelöscht werden, damit eine spätere Zuordnung von Angaben

zu Personen unmöglich wird.

• Publikationsphase

externe Geheimhaltung: Die Weitergabe von Einzeldaten an externe Stellen oder

kommunale Statistikämter ist nur unter strengen Auflagen möglich.

Bundesstatistik in der Öffentlichkeit:

• Aufklärungs- und Belehrungspflicht (§ 17 BStatG)

• Veröffentlichung von Bundesstatistiken durch Statistisches Bundesamt
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4.3 Datenschutz

Berufskodex für Statistiker des ISI (International Statistical Institute)

Ethical Principle Nr. 12: Protecting the Interests of Subjects

”
Statisticians are obligated to protect subjects, individually and collectively, insofar as

possible, against potentially harmful effects of participating. This responsibility is not

absolved by consent or by the legal requirement to participate. The intrusive potential

of some forms of statistical inquiry requires that they be undertaken only with great

care, full justification of need, and notification of those involved. These inquiries should

be based, as far as practicable, on the subjects’ freely given, informed consent.

The identities and records of all subjects or respondents should be kept confidential.

Appropriate measures should be utilized to prevent data from being released in a form

that would allow a subject’s or respondent’s identity to be disclosed or inferred.“
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Das Anliegen des gesetzlichen Datenschutzes ist es allgemein, Informationen vor

Missbrauch bei ihrer Verarbeitung zu schützen.

Beim gesetzlichen Datenschutz wird unterschieden zwischen:

• Datenschutz im weiteren Sinne: Schutz aller Daten vor Missbrauch

• Datenschutz im engeren Sinne: Schutz personenbezogener Daten vor Missbrauch bei

der Datenverarbeitung

Gesetze zum Datenschutz:

• BStatG: enthält Regelungen zum Datenschutz im Kontext der amtlichen Statistik

• Bundesdatenschutzgesetz (BDSG, 1990): allgemeine Datenschutzbestimmungen

• diverse Landesdatenschutzgesetze

Zur Wahrung des Rechts werden Datenschutzbeauftragte eingesetzt, ferner gibt es das

Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik.
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Weitere Bestimmungen des BDSG:

• § 4 Abs. 1 BDSG: Personenbezogene Daten dürfen nur verarbeitet werden, wenn es

das BDSG, ein anderes Gesetz oder der Betroffene selbst erlauben.

grundsätzlich gilt ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt

Einwilligung ist nur dann wirksam, wenn die Voraussetzungen des § 4a BDSG erfüllt

sind:

– Einwilligung bedarf grundsätzlich der Schriftform

– Betroffene ist vorher über die Tragweite der Einwilligung aufzuklären

– Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie auf der freien Entscheidung der/des Betrof-

fenen beruht

• Behörden, Unternehmen und natürliche Personen dürfen personenbezogene Daten

verwenden, um

– ihre gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen (§ 13 Abs. 1 BDSG)

– berechtigte privatwirtschaftliche Interessen zu wahren (§ 28 Abs. 1 BDSG)
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Formen von Datenmissbrauch

• Datenmissbrauch bei der Speicherung

• Datenmissbrauch bei der Löschung

• Datenmissbrauch bei der Übermittlung von Daten

Für die Gewährleistung von Datenschutz ist ein umfassendes Datensicherungssystem

unerlässlich, mit dem sicher gestellt werden kann, dass:

• Datenzugriff nur für Berechtigte möglich ist

• keine unzulässige Verarbeitung der Daten geschieht

• Daten bei der Verarbeitung nicht verfälscht werden

• Daten reproduzierbar sind
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Wie weit darf Datenschutz gehen?

• Spannungsfeld zwischen GG, Datenschutz und statistischem Nutzen

• Die amtliche Statistik ist strengen Rechtsvorschriften unterworfen, welche aus stati-

stischer Sicht nicht unbedingt sinnvoll sind.

• Datenschutz ist Grundrechtsschutz und die Wahrung der informationellen Selbstbe-

stimmung eine Funktionsbedingung einer menschenwürdigen Informationsgesellschaft.

• Die Verletzung der Auskunftspflicht ist eine Ordnungswidrigkeit, eine Verletzung des

Datenschutzes hingegen eine Staftat (§ 203 StGB und § 43 BDSG).

• Jeder gibt Daten über sich oft unwissentlich Preis etwa beim Verwenden von Such-

maschinen, gratis E-Mail-Accounts, Bonuskarten etc. Diese Daten werden von den

Betreiben genutzt, im harmlosesten Fall für gezielte Werbung.

• Daten können heute nahezu unbegrenzt gespeichert werden und auch in vielen Jahren

erst genutzt werden.

• Infos: Virtuelles Datenschutzbüro
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